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 Tipps und Hinweise 
1. ... für alle Steuerzahler 
Spenden  

Wie Sie Gutes tun und Steuern sparen 
Wenn Sie Geld, Sachwerte oder Ihre Arbeitszeit 
spenden, möchten Sie diese milde Gabe in der Regel 
auch von der Steuer absetzen. Damit das gelingt, 
sind einige Regeln zu beachten, die die Steuerbera-
terkammer Stuttgart kürzlich zusammengefasst hat: 
· Empfänger und Zweck: Die Spende muss an 

steuerbegünstigte Organisationen (z.B. gemein-
nützige Vereine) fließen und einen religiösen, 
wissenschaftlichen, gemeinnützigen, kulturellen, 
wirtschaftlichen oder politischen Zweck fördern. 

· Spendenabzug: Spenden an politische Parteien 
sind mit 50 %, maximal 825 € pro Jahr (bei 
Zusammenveranlagung: 1.650 €) direkt von der 
tariflichen Einkommensteuer abziehbar. Darüber 
hinaus gehende Beträge dürfen (begrenzt) als 
Sonderausgaben abgezogen werden. Alle ande-
ren Spenden können bis zu 20 % des Gesamtbe-
trags der Einkünfte als Sonderausgaben abgesetzt 
werden. 

· Spendenhöhe: Sachspenden sind grundsätzlich 
mit dem Markt- bzw. Verkehrswert abziehbar. 
Bei neuen Gegenständen kann der Einkaufspreis 
angesetzt werden, der sich durch den Kaufbeleg 
nachweisen lässt. Werden gebrauchte Gegen-
stände gespendet, ist für den Spendenabzug der 
Wert zu ermitteln, der bei einem Verkauf zu er-
zielen wäre. Hierbei spielen also die Art und der 
Zustand des Gegenstands sowie die Marktnach-
frage eine Rolle. 

· Zeitspende: Wer seine Arbeitszeit spendet, muss 
im Vorfeld der Tätigkeit eine angemessene Ver-
gütung mit der begünstigten Organisation verein-
baren und später auf dieses Geld verzichten - die 
ausbleibende Vergütung lässt sich als Spende ab-
setzen. 

Hinweis: Spendenbescheinigungen müssen Sie 
Ihrer Steuererklärung nicht mehr beifügen. Nur 
auf Anforderung des Finanzamts müssen Sie die 
Belege noch nachreichen. Daher ist es ratsam, 
Spendenbescheinigungen aufzubewahren. Für 
Spenden bis 300 € (an gemeinnützige Organisa-
tionen, staatliche Behörden oder politische Par-
teien) und für Spenden in Katastrophenfällen ist 
keine Spendenquittung erforderlich. In diesen 
Fällen muss als Spendennachweis nur der 
Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestäti-
gung der Bank (z.B. der Kontoauszug oder Nach-
weise über Onlinezahlungsdienste wie PayPal) 
aufbewahrt werden. 

Erbschaftsteuer  

Auch Nacherben können die  
Erbfallkostenpauschale abziehen 
Erben dürfen von ihrem erbschaftsteuerpflichtigen 
Erwerb verschiedene Nachlassverbindlichkeiten ab-
ziehen, darunter einen Pauschbetrag für Erbfall-
kosten in Höhe von 10.300 €. Dieser Pauschbetrag 
soll vor allem die Ausgaben für die Bestattung und 
die Regelung des Nachlasses abdecken. Der Bundes-
finanzhof (BFH) hat entschieden, dass auch Nacher-
ben diese Erbfallkostenpauschale in Anspruch neh-
men können. 

Hinweis: Mit der testamentarischen Anordnung 
einer Vor- und Nacherbschaft setzt der Erblasser 
eine Person als Vorerben ein, die die Erbschaft 
zunächst für einen gewissen Zeitraum nutzen 
kann. Der testamentarisch bestimmte Nacherbe 
wird mit Ende der Vorerbschaft (in der Regel mit 
dem Tod des Vorerben) zum Erben des Erblas-
sers. Zum Schutz des Nacherben ist der Vorerbe 
in seiner Verfügungsmacht beschränkt. 

Im Streitfall war eine Nichte von ihrer Tante als 
Nacherbin eingesetzt worden. Vorerbe war der On-
kel der Nichte. Nachdem zunächst die Tante und spä-
ter der Onkel verstorben waren, trat die Nichte ihre 
Nacherbschaft an. Das Finanzamt setzte ihr gegen-
über als Nacherbin Erbschaftsteuer fest, ohne je-
doch eine Erbfallkostenpauschale abzuziehen. Es ar-
gumentierte, die Nichte habe keine Beerdigungskos-
ten für ihre Tante getragen. Die Pauschale sei bereits 
durch die Vorerbschaft „verbraucht“ gewesen. 
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Der BFH hat der Nichte die Pauschale hingegen zuge-
standen. Bei Vor- und Nacherbschaften kann der 
Pauschbetrag seiner Ansicht nach zweimal abgezogen 
werden, obgleich nur ein Todesfall (hier: der Tante) zu-
grunde liegt. Die Beerdigungskosten werden zwar bei 
zweimaliger Gewährung des Pauschbetrags auch zwei-
mal typisierend abgezogen, obwohl sie nur einmal ange-
fallen sind. Der Pauschbetrag umfasst aber nicht nur Be-
erdigungskosten, sondern auch Nachlassregelungskos-
ten, die in einem Nacherbfall durchaus zweimal anfallen 
können. 

Hinweis: Zudem hat der BFH entschieden, dass die 
Erbfallkostenpauschale ohne Nachweis abgezogen 
werden darf - unabhängig davon, ob tatsächlich Kos-
ten entstanden sind. 

Photovoltaik  

Weniger Steuern, weniger Bürokratie 
Das Jahressteuergesetz 2022 hat steuerliche Erleichte-
rungen für Betreiber von Photovoltaikanlagen gebracht, 
die in das Umsatzsteuergesetz aufgenommen wurden. 
Diese Regelungen sind seit dem 01.01.2023 anzuwen-
den. Ziel ist es, den Ausbau von erneuerbaren Energien 
weiter zu fördern und die Installation sowie den Betrieb 
vor allem kleinerer Photovoltaikanlagen nicht durch 
steuerliche Pflichten und bürokratische Hürden zu er-
schweren. 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat eine Bro-
schüre zur steuerlichen Behandlung von Photovoltaik-
anlagen nach neuem Recht veröffentlicht. Diese Bro-
schüre richtet sich vor allem an Privatpersonen, die 
kürzlich Photovoltaikanlagen gekauft haben oder beste-
hende Anlagen erweitern oder reparieren wollen. 
Seit dem 01.01.2023 fällt für die Lieferung, die Einfuhr 
und den innergemeinschaftlichen Erwerb sowie für die 
Installation einer Photovoltaikanlage (einschließlich 
Stromspeicher) keine Umsatzsteuer mehr an (Null-
steuersatz), wenn diese auf oder in der Nähe von Wohn-
gebäuden (auch auf dem Balkon) installiert wird. Auch 
Betreiber von Bestandsanlagen können von der neuen 
Regelung profitieren. Sowohl die Erweiterung einer be-
stehenden Anlage als auch der Austausch defekter Kom-
ponenten ist begünstigt. Der Nullsteuersatz gilt unab-
hängig von der Verwendung des erzeugten Stroms. 
Auch für die Einnahmen aus Photovoltaikanlagen fällt 
keine Umsatzsteuer an, wenn der erzeugte Strom voll-
ständig in das öffentliche Stromnetz eingespeist, zum 
Aufladen eines Elektroautos verbraucht oder von Mie-
tern genutzt wird. 
Anlagenbetreiber müssen sich nicht mehr beim Finanz-
amt melden, um auf die umsatzsteuerliche Kleinunter-
nehmerregelung zu verzichten. Denn durch den Weg-
fall der Umsatzsteuer entfällt der Grund, zur Regelbe-
steuerung zu optieren, nur um sich die beim Kauf der 
Anlage gezahlte Umsatzsteuer vom Finanzamt wieder 
erstatten zu lassen. 
 
 
 

Hinweis: Die Broschüre des BMF finden Sie unter 
www.bundesfinanzministerium.de. 

Darüber hinaus hat sich das BMF zur steuerlichen 
Erfassung von Betreibern bestimmter kleiner Photo-
voltaikanlagen geäußert. Danach kann in bestimm-
ten Fällen auf die steuerliche Anzeige über die Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit und die Übermittlung 
des Fragebogens zur steuerlichen Erfassung verzich-
tet werden. Wir prüfen gerne für Sie, ob diese Be-
stimmung auf Sie zutrifft. Gerne informieren wir Sie 
auch ausführlich über die für die Entnahme von Alt-
photovoltaikanlagen geltenden Regelungen. 

Mieter  

Die Nebenkostenabrechnung kann Ihnen zum 
Steuerbonus verhelfen 
Wer haushaltsnahe Dienstleister und Handwerker in sei-
nem Privathaushalt beschäftigt, kann die entstehenden 
Lohnkosten zu 20 % von seiner tariflichen Einkom-
mensteuer abziehen. Dieser Steuerbonus wird nicht nur 
Haus- und Wohnungseigentümern, sondern auch Mie-
tern gewährt. Letztere sollten daher ihre jährliche Ne-
benkostenabrechnung auf absetzbare Kosten durchfors-
ten.  
Als Handwerkerleistungen sind zum Beispiel folgende 
Kostenarten abziehbar: Schornsteinfeger, Dachrinnen- 
und Abflussrohrreinigung, Wartung von Aufzügen, 
Feuerlöschern und Rauchmeldern, Wartung der Elektro-
, Gas- und Wasserinstallationen, Austausch von Ver-
brauchsmessungszählern sowie Beseitigung von Graf-
fiti. 
Als haushaltsnahe Dienstleistungen sind insbesondere 
folgende Kosten abziehbar: Arbeiten von Hausmeistern, 
Gärtnern und Gebäudereinigungsdiensten, Reinigung 
von Treppenhaus und Gemeinschaftsräumen, Rasen mä-
hen, Hecken stutzen, Austausch von Pflanzen, Laub von 
Bürgersteig und Zufahrten entfernen, Winterdienst mit 
Räumen und Streuen von Gehwegen sowie Schimmel- 
und Schädlingsbekämpfung. 
Sind die Angaben des Vermieters in der Nebenkosten-
abrechnung nicht konkret genug, um abziehbare Kosten-
positionen herausfiltern zu können, sollten Mieter dies 
reklamieren und von ihm für die absetzbaren Kosten 
eine „Bescheinigung nach § 35a EStG“ einfordern. Zu 
beachten hat der Vermieter, dass Kosten für Material 
und Entsorgung nicht abzugsfähig sind. Bei der Auf-
schlüsselung ist daher darauf zu achten, dass die Kosten 
für die reine Arbeitszeit sowie Anfahrt, Maschinennut-
zung und Verbrauchsmaterialien gesondert dargestellt 
werden. 
Wenn ein Mieter seine in der Nebenkostenabrechnung 
ausgewiesenen haushaltsnahen Dienst- und Handwer-
kerleistungen in seiner Einkommensteuererklärung gel-
tend macht, muss er dem Finanzamt zunächst keinen 
Nachweis vorlegen. Es genügt, wenn er die Nebenkos-
tenabrechnung bzw. Bescheinigung auf Nachfrage des 
Finanzamts nachreicht (Vorhaltepflicht). 
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Hinweis: Das Finanzamt erkennt Handwerkerkosten 
von maximal 6.000 € pro Jahr an, der Steuerbonus 
beträgt höchstens 1.200 €. Für haushaltsnahe Dienst-
leistungen sind bis zu 20.000 € jährlich absetzbar, so 
dass sich maximal 4.000 € steuermindernd auswir-
ken. Lohnkosten für haushaltsnahe Minijobber las-
sen sich mit maximal 2.550 € pro Jahr ansetzen 
(Steuerbonus höchstens 510 €). 

eBay & Co.  

Anwendungsfragen zum Plattformen-Steuer-
transparenzgesetz beantwortet 
Am 01.01.2023 ist das Plattformen-Steuertransparenz-
gesetz (PStTG) in Kraft getreten. Es verpflichtet Betrei-
ber digitaler Plattformen unter bestimmten Vorausset-
zungen zur Weitergabe von Informationen über die Ein-
künfte ihrer Nutzer (Anbieter auf der Plattform) an die 
Steuerbehörden. Ziel des PStTG ist es, einen besseren 
Zugang zu Informationen zu ermöglichen, insbesondere 
zu Einkünften, die unter Verwendung digitaler Plattfor-
men erzielt werden. Dadurch soll die Steuerhinterzie-
hung durch Nutzer digitaler Plattformen bekämpft wer-
den. Die Meldepflicht trifft alle Betreiber digitaler 
Plattformen. Der erste Meldetermin (für den Meldezeit-
raum 2023) ist der 31.01.2024. 
Das Bundesfinanzministerium hat klargestellt, dass 
auch verbundene Rechtsträger des Plattformbetreibers 
Anbieter sein können. Daher gibt es für konzerninterne 
digitale Plattformen grundsätzlich keine Ausnahme 
von der Meldepflicht. 
Relevante Tätigkeiten sind unter anderem persönliche 
Dienstleistungen, die auch Beratungs- und Vermitt-
lungsleistungen umfassen, ungeachtet dessen, ob diese 
via Internet automatisiert oder persönlich oder in Prä-
senz von einem Berater oder Vermittler erbracht wer-
den. Relevante Tätigkeiten sind auch der Verkauf von 
Waren und das Anbieten von Gutscheinen. 
Was die Korrekturpflichten bei unrichtigen Meldun-
gen betrifft, besteht für die Plattformbetreiber ein erheb-
liches Risiko, da bereits die Übermittlung von nichtmel-
depflichtigen Informationen eine bußgeldbewehrte Ord-
nungswidrigkeit darstellt. 

Rentenanrechte  

Leistungen des Versorgungsausgleichs können 
steuerpflichtig sein 
Wird eine Ehe geschieden, werden die während der Ehe 
erworbenen Rentenanrechte der Ex-Partner per Versor-
gungsausgleich hälftig geteilt. Dabei werden insbeson-
dere Anrechte  
· aus der gesetzlichen Rentenversicherung,  

· aus anderen Regelsicherungssystemen (Beamten- 
oder berufsständische Versorgung),  

· aus der betrieblichen Altersversorgung und  

 

 

· aus der privaten Alters- und Invaliditätsvorsorge 
(z.B. „Riester“- oder „Rürup“-Rente), die auf eine 
Rente gerichtet sind, 

ausgeglichen. Produkte, die ausschließlich Kapitalleis-
tungen vorsehen (z.B. Kapitallebensversicherung), sind 
demgegenüber nicht Gegenstand des Versorgungsaus-
gleichs. 
Das Bundesfinanzministerium hat sich umfassend zu 
den einkommensteuerlichen Folgen positioniert, die 
sich aus dem Versorgungsausgleich ergeben. Insbeson-
dere geht es dabei um steuerpflichtige und steuerfreie 
Leistungen sowie den Sonderausgabenabzug. 

Hinweis: Wir beraten Sie gerne ausführlich zur ein-
kommensteuerrechtlichen Behandlung von Leistun-
gen im Zusammenhang mit einem Versorgungsaus-
gleich. 

2. ... für Unternehmer 
Stellungnahme  

Einführung der obligatorischen E-Rechnung 
wird diskutiert 
Für inländische B2B-Umsätze soll in Deutschland zum 
01.01.2025 eine E-Rechnungspflicht eingeführt werden. 
Vorgeschlagen wird unter anderem, dass eine Rechnung 
für eine im Inland steuerbare Leistung in elektronischer 
Form auszustellen ist, wenn der leistende Unternehmer 
im Inland ansässig ist und es sich um eine steuerpflich-
tige Leistung handelt. Papier- oder PDF-Rechnungen 
wären dann nicht mehr erlaubt. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat dazu am 
17.04.2023 einen Diskussionsentwurf an die Verbände 
verschickt, die bis zum 08.05.2023 eine Stellungnahme 
abgeben konnten. Der Deutsche Steuerberaterverband 
e.V. (DStV) hält es für wichtig, gleich zu Beginn auch 
das anschließend geplante Meldesystem zur transakti-
onsbezogenen Meldung von B2B-Umsätzen an die Fi-
nanzverwaltung im Blick zu haben. 

Der Vorschlag der EU-Kommission sieht eine Pflicht 
zur E-Rechnung in Kombination mit einem Meldesys-
tem vor. Deutschland plant davon losgelöst auch hier-
zulande die Implementierung eines E-Rechnungssys-
tems. Zeitlich nachgelagert käme ein Meldesystem zur 
umsatzsteuerlichen Betrugsbekämpfung hinzu.  

Der DStV gibt zu bedenken, dass für Software- und Pro-
zessumstellungen ausreichend Zeit benötigt wird. Eine 
Umstellungszeit von weniger als zwölf Monaten sieht er 
kritisch. Hier sollten kleine und mittlere Unternehmen 
eine Schonfrist erhalten. Dies würde jedoch zu Abgren-
zungsfragen führen. Eine Lösung sieht der Verband 
grundsätzlich in einem späteren Inkrafttreten - dafür 
dann aber verpflichtend für alle. 
Auch die Einführung des Meldesystems für umsatzsteu-
erliche Kleinunternehmer sieht der Verband kritisch. 
Er schlägt vor, dass diese nur den Empfang von E-Rech-
nungen sicherstellen, vom Ausstellen eigener E-Rech-
nungen aber befreit bleiben sollten, um die mit der 
Kleinunternehmerregelung beabsichtigte bürokratische 
Vereinfachung nicht zu konterkarieren. 
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Hinweis: Nun bleibt abzuwarten, wie das BMF die 
Stellungnahmen der Verbände würdigen und umset-
zen wird. 

Medienschaffende  

Pauschalen für Betriebsausgaben erhöht 
Wer hauptberuflich als selbständiger Schriftsteller oder 
Journalist arbeitet oder im Nebenberuf einer wissen-
schaftlichen, künstlerischen oder schriftstellerischen 
Nebentätigkeit nachgeht (auch Vortrags-, Lehr- und 
Prüfungstätigkeit), darf seine Betriebsausgaben mit fes-
ten Pauschalen abziehen. Das Bundesfinanzministerium 
hat diese Pauschalen ab 2023 angehoben: 
· Hauptberuflich selbständige Schriftsteller und Jour-

nalisten dürfen 30 % ihrer Betriebseinnahmen pau-
schal als Betriebsausgaben abziehen, maximal sind 
3.600 € abziehbar (bisher 2.455 €). 

· Für wissenschaftliche, künstlerische oder schriftstel-
lerische Nebentätigkeiten (auch nebenberufliche 
Vortrags-, Lehr- und Prüfungstätigkeiten) dürfen 
25 % der Betriebseinnahmen als Betriebsausgaben 
abgezogen werden. Der maximal abziehbare Betrag 
wurde hier von 614 € auf 900 € jährlich angehoben. 
Dieser Höchstbetrag ist auch bei mehreren Nebentä-
tigkeiten nur einmal abziehbar. Wer nebenberuflich 
bereits vom steuerfreien Übungsleiter-Freibetrag 
von 3.000 € profitiert, kann den pauschalen Be-
triebsausgabenabzug nicht nutzen. 
Hinweis: Steuerzahler können etwaige höhere Be-
triebsausgaben weiterhin auch durch Einzelnach-
weis ermitteln. Daher empfiehlt es sich, die Betriebs-
ausgaben (z.B. Reisekosten, Kosten für Arbeitsmit-
tel etc.) während des Jahres zunächst genau festzu-
halten. Sind die gesamten tatsächlichen Kosten am 
Ende des Jahres geringer als die pauschal abziehba-
ren Betriebsausgaben, sollte man den Pauschalabzug 
nutzen. Sind die tatsächlichen Kosten höher, sollte 
man diese zum Ansatz bringen. 

Freibetrag  

Wie Sie eine dauernde Berufsunfähigkeit  
nachweisen können 
Gewinne aus der Aufgabe oder Veräußerung eines Ge-
werbebetriebs können mit einem ermäßigten Einkom-
mensteuersatz versteuert werden. Ist der Betriebsinha-
ber mindestens 55 Jahre alt oder im sozialversicherungs-
rechtlichen Sinne dauernd berufsunfähig, kann der Ge-
winn zudem um einen Steuerfreibetrag von bis zu 
45.000 € gemindert werden. Dieser Freibetrag kann nur 
einmal im Leben beansprucht werden. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat untersucht, welche An-
forderungen an den Nachweis der dauernden Berufsun-
fähigkeit zu stellen sind. Im Streitfall hatte eine selbstän-
dige Friseurmeisterin die Hauptniederlassung ihres Be-
triebs infolge gesundheitlicher Beschwerden veräußert. 
In einer Zweigstelle ihres Salons war sie jedoch noch 
weitere eineinhalb Jahre beruflich tätig. 

Nach einem vor der Veräußerung erstellten Gutachten 
zur sozialmedizinischen Leistungsbeurteilung konnte 
sie in ihrem Beruf nur noch stundenweise tätig sein. 
Diese Einschränkung galt voraussichtlich mindestens 
drei Jahre. Die Deutsche Rentenversicherung Nord hatte 
die Gewährung einer Erwerbsminderungsrente abge-
lehnt, später aber Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben bewilligt und eine Umschulung finanziert. Das Ver-
sorgungsamt hatte der Friseurin einen Grad der Behin-
derung von 30 bescheinigt. 
Das Finanzamt lehnte es ab, ihr den Freibetrag für den 
Veräußerungsgewinn zu gewähren. Eine dauerhafte Be-
rufsunfähigkeit habe nicht vorgelegen, weil die Friseu-
rin ihren Beruf nach der Veräußerung weitere eineinhalb 
Jahre ausgeübt habe. Für die Anerkennung einer dauer-
haften Berufsunfähigkeit hielt das Finanzamt zudem ein 
formalisiertes Nachweisverfahren (z.B. eine amtsärztli-
che Bescheinigung) für zwingend. 
Der BFH hat jedoch entschieden, dass die dauerhafte 
Berufsunfähigkeit nach den allgemeinen Beweisregeln 
festgestellt werden kann und es hierfür keines formali-
sierten Nachweises bedarf. Sozialversicherungsrecht-
lich ist jemand berufsunfähig, wenn seine Erwerbsfähig-
keit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als 
sechs Stunden täglich gesunken ist. Dabei wird ein Ver-
gleich zur Erwerbsfähigkeit von gesunden Personen mit 
ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen 
vorgenommen. Eine Berufsunfähigkeit kann nicht nur 
durch amtsärztliche Bescheinigungen oder Bescheide 
der Sozialversicherungsträger nachgewiesen werden, 
sondern auch durch andere Nachweise. Dazu zählen 
zum Beispiel fachärztliche Bescheinigungen oder Äuße-
rungen anderer Mediziner. 

Hinweis: Aus diesem Urteil folgt, dass die Anerken-
nung einer dauernden Berufsunfähigkeit keinen star-
ren Regeln folgt, sondern einer breitgefächerten 
Nachweiserbringung zugänglich ist. Betroffene 
Steuerzahler, die ihren Betrieb veräußern wollen, 
sollten ihr Krankheitsbild für steuerliche Zwecke 
möglichst umfassend dokumentieren und sämtliche 
Gutachten, Stellungnahmen und Bescheinigungen 
der konsultierten Mediziner aufbewahren. 

EU-Ausland  

Finale ausländische Betriebsstättenverluste 
sind nicht abziehbar 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat eine wichtige Entschei-
dung zu Verlusten von Niederlassungen deutscher Un-
ternehmen im EU-Ausland getroffen: Sie dürfen solche 
Verluste nicht steuermindernd mit im Inland erzielten 
Gewinnen verrechnen, wenn für die ausländischen Ein-
künfte nach dem jeweiligen Doppelbesteuerungsabkom-
men (DBA) kein deutsches Besteuerungsrecht be-
steht. Dies gilt auch, wenn die Verluste im Ausland steu-
errechtlich unter keinen Umständen verwertbar und da-
mit „final“ sind. 
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Im Streitfall hatte eine in Deutschland ansässige Bank 
im Jahr 2004 in Großbritannien eine Zweigniederlas-
sung eröffnet. Nachdem die Zweigniederlassung durch-
gehend nur Verluste erwirtschaftet hatte, wurde sie im 
Jahr 2007 wieder geschlossen. Da die Filiale niemals 
Gewinne erzielt hatte, konnte die Bank die in Großbri-
tannien erlittenen Verluste dort steuerlich nicht nutzen. 
Laut BFH sind die Verluste auch in Deutschland nicht 
abziehbar, denn nach dem einschlägigen DBA unterlie-
gen Betriebsstätteneinkünfte aus Großbritannien nicht 
der deutschen Besteuerung. 
Dabei kommt die Symmetriethese zur Anwendung, 
nach der die abkommensrechtliche Steuerfreistellung 
ausländischer Einkünfte sowohl positive als auch nega-
tive Einkünfte - also Verluste - umfasst. Vergleichbare 
Regelungen sind in einer Vielzahl der von Deutschland 
abgeschlossenen DBA enthalten. Wie der BFH nach 
Anrufung des Europäischen Gerichtshofs weiter ent-
schieden hat, verstößt dieser Ausschluss des Verlustab-
zugs auch im Hinblick auf „finale Verluste“ nicht gegen 
das Unionsrecht. 

Hinzurechnung  

Sponsoringkosten sind keine Miet- und  
Pachtzinsen 
Miet- und Pachtzinsen, die ein Gewerbebetrieb für die 
Benutzung von Wirtschaftsgütern des Anlagevermö-
gens eines Dritten zahlt und in seiner steuerlichen Ge-
winnermittlung absetzt, müssen bei der Berechnung des 
gewerbesteuerlich maßgeblichen Gewerbeertrags (Steu-
erbemessungsgrundlage) zu einem Teil wieder hinzuge-
rechnet werden. Dadurch soll die Ertragskraft des Ge-
werbebetriebs unabhängig von dessen Eigen- und 
Fremdkapitalausstattung erfasst werden (Ziel der Finan-
zierungsneutralität). 

Laut Bundesfinanzhof (BFH) sind Sponsoringkosten 
nicht hinzuzurechnen, wenn die zugrundeliegenden 
Verträge wesentliche nicht trennbare miet- oder pacht-
fremde Elemente enthalten. Geklagt hatte eine GmbH, 
die Hauptsponsorin eines Sportvereins war und hierfür 
festgelegte Beträge zahlte. Im Gegenzug hatte sie unter 
anderem Banden- und Trikotwerbung betrieben und das 
Vereinslogo für eigene Werbezwecke nutzen können. 
Das Finanzamt vertrat nach einer Betriebsprüfung die 
Ansicht, dass in den Sponsoringkosten auch Mietauf-
wendungen enthalten seien (Anmietung von Banden- 
und Trikotflächen), die dem Gewerbeertrag hinzuge-
rechnet werden müssten. 

Der BFH hat die Hinzurechnung jedoch abgelehnt und 
entschieden, dass aus dem Sponsoringvertrag keine 
trennbaren Elemente eines Miet- oder Pachtvertrags her-
ausgelöst werden konnten. Der Sponsoringvertrag war 
nach Ansicht der Richter ein atypischer Schuldver-
trag, bei dem die Leistungspflichten derart miteinander 
verknüpft waren, dass sie sich rechtlich und wirtschaft-
lich nicht trennen ließen. Aus dem Gesamtentgelt durf-
ten daher keine Elemente der Nutzungsüberlassung im 
Schätzungswege heraus- und hinzugerechnet werden. 
Ein Sponsoring verfolgt klassischerweise nicht nur reine 
Werbe-, sondern auch Förderziele. Sponsoringverträge 

enthalten regelmäßig verschiedene Elemente der gesetz-
lich geregelten Vertragstypen (Miete, Pacht, Dienstleis-
tung, Werkvertrag, Geschäftsbesorgung), die dem Ver-
trag insgesamt einen eigenständigen Charakter verlei-
hen. 

Hinweis: Kosten einer befristeten Rechteüberlas-
sung (Lizenzüberlassung) müssen nach dem Gewer-
besteuergesetz ebenfalls hinzugerechnet werden. 
Laut BFH kommt aber auch für die Überlassung des 
Vereinslogos keine solche Hinzurechnung in Be-
tracht, weil das Sponsoring-Vertragsverhältnis ein 
einheitliches und unteilbares Ganzes ist. 

Grundstücksunternehmen  

Treppenhausreinigung vereitelt erweiterte  
Gewerbesteuerkürzung 
Hält ein Gewerbebetrieb Grundbesitz in seinem Be-
triebsvermögen, das nicht von der Grundsteuer befreit 
ist, mindert sich sein für die Gewerbesteuer relevanter 
Gewerbeertrag um 1,2 % des Einheitswerts, der zuletzt 
für den Grundbesitz festgestellt worden ist. Diese pau-
schale Kürzung soll eine Doppelbesteuerung des Grund-
besitzes mit Gewerbesteuer und Grundsteuer abmildern. 
Reinen Grundstücksunternehmen, die ausschließlich 
eigenen Grundbesitz verwalten und nutzen, steht eine 
sogenannte erweiterte Gewerbesteuerkürzung zu. Das 
heißt, sie können ihren Gewerbeertrag um den Teil kür-
zen, der auf die Verwaltung und Nutzung des eigenen 
Grundbesitzes entfällt, so dass eine Doppelbesteuerung 
in vollem Umfang vermieden wird. Wichtig ist hierfür, 
dass die Verwaltung und Nutzung des eigenen Grundbe-
sitzes „ausschließlich“ erfolgt. Zulässig ist aber eine Be-
treuung von Wohnungsbauten (Baubetreuung oder Be-
wirtschaftung). Nebentätigkeiten des Unternehmens ak-
zeptiert das Finanzamt bei der erweiterten Kürzung nur, 
wenn sie 
· der Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes 

im engeren Sinne dienen und 
· zwingend ein notwendiger Teil der eigenen Grund-

stücksverwaltung und -nutzung sind. 
Schon geringfügige „schädliche“ Nebentätigkeiten füh-
ren dazu, dass die erweiterte Gewerbesteuerkürzung 
komplett versagt wird. Das zeigt eindrucksvoll ein Ur-
teil des Bundesfinanzhofs (BFH). Im Streitfall hatte ein 
Grundstücksunternehmen ein Büro in einem Mehrfami-
lienhaus seiner Gesellschafter-Geschäftsführer genutzt 
und die Reinigung von Treppenhaus und Hauseingang 
in diesem „fremden“ Haus übernommen. Für die Arbei-
ten hatte das Unternehmen den Gesellschaftern rund 
1.600 € pro Jahr in Rechnung gestellt. Demgegenüber 
belief sich der Gewerbeertrag aus der Grundstücksver-
waltung auf einen sechsstelligen Betrag. 
Der BFH hat der Gesellschaft die erweiterte Kürzung 
gleichwohl versagt. Die gegen Entgelt erbrachten Reini-
gungsleistungen gehörten nicht zur Verwaltung und 
Nutzung des eigenen Grundbesitzes der Gesellschaft, sie 
waren auch keine unschädliche Nebentätigkeit. Eine 
zulässige „Betreuung von Wohnungsbauten“ war in der 
Tätigkeit laut BFH ebenfalls nicht zu sehen, da die bloße 
Reinigung von Gemeinschaftsflächen noch keine Be-
wirtschaftung darstellt. 
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3. ... für GmbH-Geschäftsführer 
Verdeckte Gewinnausschüttung  

Geschäftsführergehalt und Altersversorgung 
nebeneinander erlaubt 
Darf ein Versorgungsversprechen der GmbH allein vom 
Erreichen der Altersgrenze und nicht vom endgültigen 
Ausscheiden des Geschäftsführers aus dem Dienstver-
hältnis abhängig gemacht werden? Der Bundesfinanz-
hof (BFH) hat entschieden, dass dies nicht zu beanstan-
den ist. In einem solchen Fall würde ein ordentlicher und 
gewissenhafter Geschäftsleiter allerdings grundsätzlich 
verlangen, entweder 
· das Einkommen aus der fortbestehenden Tätigkeit 

als Geschäftsführer auf die Versorgungsleistung an-
zurechnen oder 

· den vereinbarten Eintritt der Versorgungsfälligkeit 
(gegebenenfalls unter Vereinbarung eines versiche-
rungsmathematisch berechneten Barwertausgleichs) 
aufzuschieben, bis der Begünstigte endgültig seine 
Geschäftsführerfunktion beendet hat. 

Wird nach dem Eintritt des Versorgungsfalls neben der 
Versorgungsleistung bei voller Weiterbeschäftigung als 
Geschäftsführer für diese Tätigkeit nur ein reduziertes 
Gehalt gezahlt, liegt laut BFH keine gesellschaftliche 
Veranlassung und damit keine verdeckte Gewinnaus-
schüttung vor. Das gilt zumindest, wenn die Gehalts-
zahlung die Differenz zwischen der Versorgungszah-
lung und den letzten Aktivbezügen nicht überschreitet. 
Ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter 
würde zwar nicht gleichzeitig die volle Versorgung und 
ein volles Gehalt für die Weiterbeschäftigung als Ge-
schäftsführer zahlen. Er würde aber auch nicht erwarten, 
dass ein „pensionierter“ Geschäftsführer „umsonst“ 
weiterarbeitet. Er wäre jedoch bereit, neben der Versor-
gungszahlung aufgrund der fortgeführten oder gegebe-
nenfalls wieder aufgenommenen Tätigkeit als Ge-
schäftsführer ein Gehalt bis zur Höhe der Differenz zwi-
schen der Versorgung und den letzten Aktivbezügen zu 
zahlen. 

Wegzugsbesteuerung  

Rückkehrabsicht darf sich auch erst  
nachträglich entwickeln 
In bestimmten Fällen kommt eine Wegzugsbesteuerung 
nach dem Außensteuergesetz zum Tragen, wenn man 
wesentliche Anteile an einer Kapitalgesellschaft hält 
(mindestens 1 %): Diese Steuerpflicht besteht, wenn ein 
Gesellschafter die unbeschränkte Steuerpflicht in 
Deutschland beendet, indem er seinen inländischen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aufgibt. Dann 
muss er für seine Kapitalgesellschaftsanteile einen Ver-
äußerungsgewinn versteuern. An die Stelle des Veräu-
ßerungspreises tritt der gemeine Wert der Anteile. Al-
lerdings gibt es eine Rückkehrerregelung, die den Steu-
erzugriff nachträglich abwenden kann:  
 
 

· Beruht die ursprüngliche Beendigung der unbe-
schränkten Steuerpflicht auf einer nur vorüberge-
henden Abwesenheit des Anteilseigners und  

· wird er innerhalb von sieben Jahren nach Beendi-
gung der unbeschränkten Steuerpflicht in Deutsch-
land wieder unbeschränkt steuerpflichtig,  

entfällt der Steueranspruch unter gewissen Vorausset-
zungen wieder. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass es für 
die Anwendbarkeit der Rückkehrerregelung nicht erfor-
derlich ist, dass der Anteilseigner bereits zum Zeitpunkt 
des Wegzugs aus Deutschland eine Rückkehrabsicht 
hat. Die Richter sahen hierfür keine hinreichende ge-
setzliche Grundlage. 

Hinweis: Mit dieser Entscheidung widerspricht der 
BFH der Finanzverwaltung, die einen bereits bei 
Wegzug bestehenden Willen zur Rückkehr (samt 
entsprechender Glaubhaftmachung) fordert. Nach 
der BFH-Rechtsprechung ist es hingegen zulässig, 
dass der Anteilseigner seinen Rückkehrwillen erst 
innerhalb der sieben Jahre nach dem Wegzug aus 
Deutschland ausbildet. 

4. ... für Arbeitgeber und  
Arbeitnehmer 

Werbungskosten  

Finanzamt schaut bei der Zahl der Arbeitstage 
genauer hin 
Arbeitnehmer können ihre Wege zur ersten Tätigkeits-
stätte mit 0,30 € pro Entfernungskilometer (0,38 € ab 
dem 21. Entfernungskilometer) als Werbungskosten ab-
rechnen. Bisher haben die Finanzämter bei einer Fünfta-
gewoche des Arbeitnehmers zwischen 220 und 230 
Fahrten (Arbeitstage) pro Jahr anerkannt. 
Seit der Corona-Pandemie arbeiten viele Arbeitnehmer 
tageweise im Homeoffice und fahren nicht mehr täglich 
ihre erste Tätigkeitsstätte im Betrieb an. Da die Pendler-
pauschale nur für tatsächlich unternommene Fahrten ab-
gerechnet werden darf, akzeptieren die Finanzämter vor 
allem bei Berufen, die für Homeoffice geeignet sind, 
nicht mehr ohne weiteres einen Fahrtkostenabzug für 
220 bis 230 Arbeitstage pro Jahr. Arbeitnehmer müssen 
damit rechnen, dass die Finanzämter verstärkt Arbeit-
geberbescheinigungen über die im Betrieb abgeleiste-
ten Arbeitstage anfordern. 
Haben Arbeitnehmer im Homeoffice gearbeitet, können 
sie für diese Tage eine Homeoffice-Pauschale von 5 € 
pro Tag (ab 2023: 6 € pro Tag) abziehen. Der höchst-
mögliche Abzug ist pro Jahr auf 600 € begrenzt (ab 
2023: maximal 1.260 €). Um die Homeoffice-Pauschale 
zu erhalten, muss der Arbeitsplatz in der Wohnung keine 
besonderen Voraussetzungen erfüllen. Es ist egal, ob am 
Küchentisch, in einer Arbeitsecke oder in einem ge-
trennten Raum gearbeitet wird. 
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Hinweis: Fährt ein Arbeitnehmer an einem Home-
office-Tag zusätzlich zu seiner ersten Tätigkeits-
stätte, kann er für diesen Tag grundsätzlich keine 
Homeoffice-Pauschale abziehen, sondern nur seine 
Fahrtkosten mit der Pendlerpauschale. Eine Aus-
nahme gilt jedoch ab 2023 für Arbeitnehmer, denen 
für die betriebliche oder berufliche Betätigung kein 
anderer Arbeitsplatz bei ihrem Arbeitgeber zur Ver-
fügung steht (z.B. Lehrer). Sie dürfen für denselben 
Tag sowohl die Pendlerpauschale als auch die 
Homeoffice-Pauschale abziehen. 

Arbeitsplatzverlust  

Prämie für Ausstieg aus Transfergesellschaft 
gehört zur Abfindung 
Abfindungen, Entlassungsentschädigungen und Vergü-
tungen für mehrjährige Tätigkeiten gehören zu den au-
ßerordentlichen Einkünften. Diese Einkünfte unterlie-
gen einem ermäßigten Einkommensteuersatz, sofern sie 
dem Empfänger zusammengeballt zufließen. Die ermä-
ßigte Besteuerung soll Progressionsnachteile ausglei-
chen, die ein entschädigungsbedingt erhöhtes Einkom-
men bei regulärer Besteuerung nach sich ziehen würde.  
Eine einheitliche, in unterschiedlichen Veranlagungs-
zeiträumen ausgezahlte Entschädigung kann laut Bun-
desfinanzhof vorliegen, wenn alle Teilleistungen auf die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses zurückzuführen 
sind. Das gilt auch, soweit eine Teilentschädigung 
(„Startprämie“) dafür geleistet wird, dass der Arbeitneh-
mer sein Beschäftigungs- und Qualifizierungsverhältnis 
bei der Transfergesellschaft vorzeitig kündigt, weil er 
bei einem anderen Arbeitgeber ein neues Arbeitsverhält-
nis beginnt. 

Auswärtstätigkeiten  

Ist ein Hafen ein weiträumiges Tätigkeitsgebiet? 
Manche Arbeitnehmer haben keine erste Tätigkeitsstätte 
und suchen zur Aufnahme ihrer beruflichen Tätigkeit 
dauerhaft dasselbe weiträumige Tätigkeitsgebiet - typi-
scherweise arbeitstäglich - auf. Bei ihnen ist für die 
Fahrten von der Wohnung zum nächstgelegenen Zugang 
dieses Tätigkeitsgebiets für jeden vollen Entfernungski-
lometer die Entfernungspauschale zu berücksichtigen 
(für die ersten 20 Kilometer jeweils 0,30 € und 0,38 € 
für jeden weiteren Entfernungskilometer). Für die Fahr-
ten innerhalb des weiträumigen Tätigkeitsgebiets sind 
die tatsächlichen Kosten bzw. 0,30 € für jeden mit dem 
Pkw gefahrenen Kilometer abziehbar. 
Ein Tätigwerden in einem weiträumigen Tätigkeitsge-
biet liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer die vertraglich 
vereinbarte Arbeitsleistung auf einer festgelegten Flä-
che auszuüben hat. Hiervon ausgehend hat der Bundes-
finanzhof die Fahrtkosten eines Arbeitnehmers von der 
Wohnung zum Hamburger Hafen ab dem ersten gefah-
renen Kilometer in Höhe der tatsächlichen Aufwendun-
gen als Werbungskosten berücksichtigt.  

 
Entscheidend war im Streitfall, dass der Arbeitnehmer 
nicht auf einer festgelegten Fläche, sondern aufgrund ta-
gesaktueller Weisungen in ortsfesten betrieblichen Ein-
richtungen von vier Kunden seines Arbeitgebers tätig 
wurde. Irrelevant war, dass sich alle vier Einsatzorte im 
Hamburger Hafengebiet befanden. 

Doppelte Haushaltsführung  

Wann eine finanzielle Beteiligung einen  
Hausstand begründet 
Die moderne Arbeitswelt verlangt Arbeitnehmern eine 
hohe Flexibilität ab. Insbesondere Jobeinsteiger müssen 
sich räumlich flexibel zeigen. Wer sein gewohntes Le-
bensumfeld aus beruflichen Gründen nicht aufgeben 
will oder kann, richtet sich am Arbeitsort häufig eine 
Zweitwohnung ein und pendelt an den Wochenenden 
zurück zu seinem Lebensmittelpunkt. 
Der Fiskus federt diesen Spagat mit einem Werbungs-
kostenabzug für eine doppelte Haushaltsführung ab. Ar-
beitnehmer können unter anderem die Kosten der Zweit-
wohnung (maximal 1.000 € pro Monat), wöchentliche 
Heimfahrten und Verpflegungspauschalen als Wer-
bungskosten abrechnen. Eine Voraussetzung für die An-
erkennung einer doppelten Haushaltsführung ist aber, 
dass der Arbeitnehmer in seiner Hauptwohnung einen 
eigenen Hausstand unterhält. 

Hinweis: Ist der Arbeitnehmer als Kind in den Haus-
halt seiner Eltern eingegliedert, ohne die Haushalts-
führung dort wesentlich mitzubestimmen, liegt kein 
anerkennungswürdiger Hausstand vor. Das Finanz-
amt lässt dann keinen Werbungskostenabzug für 
eine doppelte Haushaltsführung zu. 

Damit ein eigener (Erst-)Hausstand anerkannt wird, 
muss sich der Arbeitnehmer finanziell an den Kosten der 
dortigen Lebensführung beteiligen. Die Finanzverwal-
tung fordert hierfür, dass der Arbeitnehmer mehr als 
10 % der monatlich regelmäßig anfallenden Kosten der 
Haushaltsführung trägt. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat 
kürzlich klargestellt, dass zu den Kosten der Lebensfüh-
rung insbesondere folgende Aufwandspositionen gehö-
ren: 

· Kosten für die Nutzung des Wohnraums (z.B. Finan-
zierungs- und Mietkosten, Betriebs- und sonstige 
Nebenkosten) 

· Kosten für die Anschaffung und Reparatur von 
Haushaltsgegenständen 

· Renovierungs- und Instandhaltungskosten 

· Aufwendungen für Lebensmittel, Hygiene, Zeitung, 
Rundfunk, Telekommunikation 

Nicht einzubeziehen sind hingegen die Kosten für Klei-
dung, Urlaub, Freizeitgestaltung, Pkw und Gesundheits-
vorsorge.  
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Der BFH führt weiter aus, dass die 10-%-Grenze der Fi-
nanzverwaltung nicht „in Stein gemeißelt“ sei und es 
sich auch nicht um eine laufende Beteiligung an den 
Kosten handeln müsse. Somit könne sich ein Arbeitneh-
mer auch durch eine Einmalzahlung (z.B. am Jahres-
ende) an den Kosten der Haushaltsführung beteiligen. 
Im Streitfall genügte es dem BFH, dass ein Arbeitneh-
mer mit Erstwohnsitz im elterlichen Haus von ihm selbst 
bezahlte Lebensmittel- und Getränkeeinkäufe von 
1.410 € pro Jahr nachweisen konnte. 

5. ... für Hausbesitzer 
Abschreibung  

Neue Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung  
veröffentlicht 
Vermieter sind nach dem Kauf eines Mietobjekts natur-
gemäß daran interessiert, dass das Finanzamt einen 
möglichst hohen Teil des Kaufpreises dem Gebäude zu-
ordnet. Nur dieser Kostenteil fließt in die Bemessungs-
grundlage der Gebäudeabschreibung ein und mindert 
somit die Vermietungseinkünfte. Der Teil des Gesamt-
kaufpreises, der auf den nichtabnutzbaren Grund und 
Boden entfällt, ist nicht abschreibbar und kann also 
keine steuermindernde Wirkung entfalten. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat eine aktuali-
sierte Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung bei bebau-
ten Grundstücken veröffentlicht. In dem Berechnungs-
tool werden unter anderem der Gesamtkaufpreis, die 
Wohn- und Nutzfläche, die Grundstücksgröße und der 
Bodenrichtwert abgefragt. Ausgegeben werden dann die 
ermittelten Einzelwerte für Grund und Boden sowie 
bauliche Anlagen, die anschließend - nach ihren prozen-
tualen Verhältnissen - in Kaufpreisanteilen in Euro aus-
gedrückt werden. 

Hinweis: Die Finanzämter erkennen eine im Kauf-
vertrag vorgenommene nachvollziehbare Kaufpreis-
aufteilung grundsätzlich an, sofern sie nicht nur zum 
Schein getroffen wurde und keinen Gestaltungsmiss-
brauch darstellt. Mit der Arbeitshilfe lässt sich der 
Vorwurf einer solchen Scheinvereinbarung oder ei-
nes Gestaltungsmissbrauchs entkräften. Abrufbar ist 
das neue Berechnungstool auf den Internetseiten des 
BMF (Pfad „Themen“ → „Steuern“ → „Steuerar-
ten“ → „Einkommensteuer“). 

Scheidung  

Übertragung von Miteigentum kann  
Spekulationsgewinn auslösen 
Wenn Sie eine Immobilie des Privatvermögens inner-
halb der zehnjährigen Spekulationsfrist verkaufen, müs-
sen Sie den realisierten Wertzuwachs als Gewinn aus 
privaten Veräußerungsgeschäften versteuern. Dagegen 
muss bei einer Veräußerung binnen zehn Jahren kein 
Gewinn versteuert werden,  

wenn die Immobilie zuvor selbst genutzt wurde. Hierzu 
muss eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken entweder 
· im kompletten Zeitraum zwischen Anschaffung und 

Veräußerung oder 
· im Veräußerungsjahr und den beiden vorangegange-

nen Jahren 

vorgelegen haben. 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich mit der Frage be-
fasst, ob infolge eines trennungsbedingten Auszugs 
und sich anschließender Scheidung beim Verkauf eines 
Miteigentumsanteils ein privates Veräußerungsgeschäft 
vorliegt. Im Streitfall hatten Eheleute ab 2008 gemein-
sam mit ihrem Sohn ein Einfamilienhaus bewohnt, das 
im hälftigen Miteigentum beider Partner stand. Als die 
Ehe in die Krise geriet, zog der Mann im Jahr 2015 aus. 
Die Ehefrau blieb mit dem gemeinsamen Kind in der 
Immobilie wohnen. Zwei Jahre später verkaufte der 
Mann seinen Miteigentumsanteil an seine Ex-Frau, 
nachdem sie ihm die Zwangsversteigerung der Immobi-
lie angedroht hatte. Das Finanzamt besteuerte den Wert-
zuwachs als privaten Veräußerungsgewinn und erhielt 
hierfür nun grünes Licht vom BFH. 
Der Kläger habe die Immobilie weder durchgängig noch 
im Jahr der Veräußerung und in den beiden Vorjahren 
selbst genutzt, denn er sei bereits im Jahr 2015 ausgezo-
gen. Eine mittelbare Nutzung zu eigenen Wohnzwecken 
könne zwar darin gesehen werden, dass er seinem Sohn 
die Immobilie unentgeltlich zur Nutzung überlassen 
habe. Ausschlaggebend sei hier aber die Nutzung durch 
die geschiedene Ehefrau. Diese Nutzung sei keine Ei-
gennutzung durch den Ehemann mehr („schädliche 
Mitbenutzung“). 

Hinweis: Eine Zwangslage, die das Vorliegen eines 
privaten Veräußerungsgeschäfts hätte ausschließen 
können (wie bei einer Enteignung oder einer 
Zwangsversteigerung), lag nicht vor. Zwar hatte die 
geschiedene Ehefrau ihren Ex-Partner erheblich un-
ter Druck gesetzt, letztlich hatte dieser aber seinen 
Anteil an dem Einfamilienhaus freiwillig - zu einem 
angemessenen Preis - an seine geschiedene Frau ver-
äußert. Nach Ansicht des BFH hat sich der Kläger 
damit wirtschaftlich betätigt. 

Ferienwohnungen  

Wie Sie als Vermieter nicht in die  
Gewerblichkeit rutschen 
Die Vermietung von Ferienwohnungen führt bei priva-
ten Vermietern in der Regel zu Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung, weil sich die Tätigkeit im Rah-
men der privaten Vermögensverwaltung bewegt. Ver-
mieter können allerdings auch Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb erzielen und damit gewerbesteuerpflichtig 
werden. Das ist der Fall, wenn bei der Vermietung  
· unübliche (hotelmäßige) Sonderleistungen erbracht 

werden oder  
· wegen eines besonders häufigen Mieterwechsels 

eine unternehmerische Organisation erforderlich 
wird, die mit einem gewerblichen Beherbergungs-
betrieb vergleichbar ist. 
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Ein Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) zeigt jedoch, 
dass die Zwischenschaltung eines gewerblichen Ver-
mittlers gewerbliche Einkünfte des Vermieters verhin-
dern kann. Im Streitfall hatte eine GbR drei Ferienwoh-
nungen in einer weitläufigen Ferienwohnanlage mit an-
geschlossenem Hotel gekauft. Die GbR hatte die Ver-
mietung in die Hände eines Vermietungsservice gege-
ben, der die Wohnungen treuhänderisch als Hotelzim-
mer mit hotelüblichen Zusatzleistungen vermietete 
(Frühstück, Halb- oder Vollpension, tägliche Reinigung, 
Mitnutzung des Wellnessbereichs etc.). 
Das Finanzamt nahm beim Vermieter aufgrund der ho-
telmäßigen Vermietung gewerbliche Einkünfte an, 
wurde vom BFH aber eines Besseren belehrt: Die GbR 
habe trotz der hotelmäßigen Vermietung weiterhin Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt. Die 
gewerblichen Handlungen der Vermittlungsgesellschaft 
konnten der GbR auch nicht aufgrund eines Treuhand-
verhältnisses zugerechnet werden. Der Vermieter war 
nicht als Treugeber mit beherrschender Stellung anzuse-
hen, da die Vermittlungsgesellschaft ein eigenes wirt-
schaftliches Interesse an der Treuhandstellung hatte. 
Schließlich konnte sie die hoteltypischen Zusatzleistun-
gen auf eigene Rechnung erbringen; dem Vermieter 
selbst waren dafür keine Beträge ausgekehrt worden. 

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. 
Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 


